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Entwurf eines Bundesgesetzes 

zur Gleichstellung, Gleichbe-

rechtigung und Chancengleich-

heit von behinderten Menschen 

(Bundes-Behinderten-Gleich-

stellungsgesetz 2003, BBGG);

Stellungnahme

 
zu VST-4774/1

 

 

An die

Verbindungsstelle der Bundesländer

beim Amt der NÖ Landesregierung

 

 

Zum mit Schreiben vom 17. Juni 2003 übermittelten Entwurf des Bundes-Behinder-ten-Gleichstellungsgesetzes 2003 (BBGG) wird wie folgt Stellung genommen:

 

Der vorliegende Entwurf ist in seiner Gesamtheit aus Sicht der österreichischen Rechtssetzungsregeln als zu allgemein einzustufen und steht mit dem Bestimmtheitsgebot des rechtsstaatlichen Prinzips nicht im Einklang. Darüber hinaus bestehen vielen Stellen gegenüber verfassungsrechtliche Bedenken und weist der Entwurf viele unpräzise Formulierungen auf. Letztlich lässt der Entwurf eine detailliertere Kostenschätzung missen. Als Alternative zum vorliegenden Entwurf bietet sich eine Änderung der jeweils betroffenen Gesetze an.

 
Zu den einzelnen Bestimmungen des Gesetzentwurfes wird wie folgt Stellung genommen:

 
§ 1 (Verfassungsbestimmung) BBGG:

 
Diese Bestimmung stellt einen weitreichenden Eingriff in die verfassungsrechtliche Zuständigkeit der Länder dar. Insbesondere wird in die Gesetzgebungskompetenz der Länder im Bereich des Baurechts eingegriffen.

 
So fällt etwa die barrierefreie Gestaltung von Bauwerken als Angelegenheit des Baurechts - sofern nicht die Zuständigkeit des Bundes betreffend Eisenbahnen, Luftfahrt und dergleichen gegeben ist - gemäß Art. 15 B-VG in die Kompetenz der Länder, die tatsächlich diesbezügliche Regelungen in ihren Baugesetzen getroffen haben. In Wien wurde erst kürzlich der Entwurf einer Bauordnungsnovelle, mit der insbesondere die Bestimmungen über das barrierefreie Planen und Bauen geändert bzw. ergänzt werden, fertig gestellt und der Europäischen Kommission notifiziert.

 

Eine derartige Verfassungsbestimmung würde bewirken, dass die schon derzeit in einzelnen Baugesetzen vorgesehenen Bestimmungen über die barrierefreie Gestaltung von Gebäuden, baulichen Anlagen usw. verfassungswidrig werden und von den Landesgesetzgebern aufzuheben wären. Damit werden bereits getroffene Maßnahmen zur Beseitigung von Barrieren für behinderte Menschen zunichte gemacht.

 

Es wird darauf hingewiesen, dass dem Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz mit Schreiben vom 1. Juli 2003 eine gemeinsame Länderposition übermittelt wurde, worin verlangt wurde, das Bundes-Behinderten-Gleichstellungsgesetz 2003 auf die dem Bund verfassungsgesetzlich zustehenden Kompetenzen zu reduzieren.

 

Eine Vereinheitlichung der Bestimmungen über die barrierefreie Gestaltung von Bauten könnte im Wege einer Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG erfolgen; in diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die derzeit in Ausarbeitung befindliche Vereinbarung der Länder über die Harmoni​sierung bautechnischer Vorschriften auch grundsätzliche Bestimmungen über die barrierefreie Gestaltung von Bauwerken enthält.

 

Weiters wird mit dieser Verfassungsbestimmung in die seit dem Jahr 1989 den Ländern übertragene Kompetenz „Förderung des Wohnbaues und der Wohnhaussanierung“ von Seiten des Bundes eingegriffen.

 
Überdies sei angemerkt, dass die gegenständliche Verfassungsbestimmung auch grammatikalisch misslungen ist.

 
§ 4 BBGG:

 
Aus § 4, demzufolge das Land Wien verpflichtet wäre, die im § 3 festgehaltenen Ziele im Rahmen seines Aufgabenbereiches aktiv zu fördern, sind Auswirkungen auf den gesamten Magistrat abzuleiten. Für seine Umsetzung wären grundsätzlich alle Dienststellen des Magistrats zuständig. Der diesbezügliche Verwaltungsaufwand sowie die dadurch anlaufenden Kosten wären unabsehbar.

 
§ 5 BBGG:

 
Zu Abs. 1:

 
Die Definition der Behinderung im Abs. 1 ist zu ungenau und zu weit gehalten, da zum einen auch eine durch eine vorübergehende (alltägliche) Erkrankung, ja sogar 

durch Übermüdung hervorgerufene Beeinträchtigung der körperlichen Funktion erfasst wäre und zum anderen auch Beeinträchtigungen gemeint sein könnten, die durch das Handeln der betroffenen Personen selbst hervorgerufen werden, wie z. B. Alkoholisierung oder Drogenmissbrauch.

 

 

Zu Abs. 2:

 

Gemäß Abs. 2 gilt auch ein Mensch als behindert, der in Zukunft mit Wahrschein​lichkeit von einer Behinderung betroffen sein wird. Diese Bestimmung veranlasst die Behörde eine Aussage für die Zukunft zu treffen, wobei zudem nicht klar festgelegt wird, wie hoch die Wahrscheinlichkeit sein muss, damit das prognostizierte Ereignis auch eintritt. Sie veranlasst somit das handelnde Organ eine Prognose abzugeben und legt aber gleichzeitig nicht fest, welche Folgen bzw. ab welchem Moment diese Prognose rechtliche Wirkung entfalten soll.

 

Zu Abs. 3:

 

Die im § 5 Abs. 3 angeführte Personengruppe ist nicht zum Kreis der Behinderten zu zählen, wodurch eine Abgrenzung des Personenkreises, der mit den Bestimmungen des vorliegenden Gesetzentwurfes besonders geschützt bzw. gefördert werden soll, weiter erschwert wird.

 

§ 6 BBGG:

 

Die Definition der Benachteiligung ist sehr unbestimmt, weil lediglich auf die Benachteiligung an sich abgestellt wird, ohne auf den Grad derselben Rücksicht zu nehmen. Daraus ergibt sich, dass nahezu jede auftretende Benachteiligung ungeachtet ihrer Intensität gegenüber dem Betroffenen von diesem Gesetz vollinhaltlich erfasst wäre.

 

§ 7 BBGG:

 

Diese Bestimmung erfasst auch ein Verhalten gegenüber einem behinderten Menschen, das sich auf dessen Weltanschauung bzw. Charakter („persönliche Merkmale“) bezieht und für die betroffene Person demütigend ist. Regelungsinhalt des Gesetzes ist es aber, den behinderten Menschen vor Diskriminierung in Bezug auf seine Behinderung zu schützen.

Der Text des § 7 leg. cit. sollte daher durch die Wortfolge „Diskriminierung ist ein Verhalten gegenüber behinderten Menschen, das sich auf dessen persönlichen Merkmale im Zusammenhang mit der Behinderung bezieht ...“ ersetzt werden.

 

§ 8 BBGG:

 

Bemerkt wird, dass auch behinderte Frauen vom Schutz des Gleichbehandlungs​gesetzes umfasst sind. Eine explizite Regelung in dieser Bestimmung ist deshalb nicht erforderlich und würde bestenfalls zu einer Doppelgleisigkeit der Verwaltung führen.

 

Die Bestimmung des § 8 Abs. 4 ist verfassungsrechtlich bedenklich. Bei einer Vielzahl von Regelungen in sonstigen Bundesgesetzen kann es zweifelhaft sein, ob diese günstiger sind als die Bestimmungen des Bundes-Behinderten-Gleichstellungsgesetzes 2003. Diesfalls stellt sich die Frage, ob die etwaig günstigere Regelung noch zum Rechtsbestand gehört oder etwa vom Bundes-Behinderten-Gleichstellungsgesetz 2003 derogiert wurde. Die Feststellung, was geltendes Recht ist, wäre in verfassungsrechtlich äußerst bedenklicher Weise erschwert, zumal der vorliegende Entwurf auch keinen Maßstab festlegt, woran überprüft werden könnte, ob eine Bestimmung „günstiger“ ist. 

 

§ 9 BBGG:

 

Bemerkt wird, dass ein Großteil des Inhaltes des § 9 bereits im § 106a der Bauordnung für Wien (BO) geregelt ist.

 

Bezüglich dieser Bestimmung ergeben sich aus der Definition der Barrierefreiheit sowie aus den Erläuterungen zum „gestalteten Lebensraum“ im § 9 auch Auswirkungen auf das Land Wien. Demnach sind alle Dienststellen, in deren Zuständigkeit insbesondere bauliche Anlagen, Verkehrsinfrastruktur, öffentliche Verkehrsmittel, öffentlich zugängliche Terminals und Automaten, technische Geräte des täglichen Gebrauchs, 

Informations-/Kommunikationseinrichtungen und -dienstleistungen sowie Aus- und Weiterbildungseinrichtungen fallen, von den Forderungen des vorliegenden Gesetzentwurfes betroffen. Auch hier wären die Kosten, die dem Land Wien durch die Umsetzung dieser Bestimmung erwachsen, unabsehbar.

 

Zu Abs. 3:

 

Der bestehende Satz wäre durch die Wortfolge „...Technik und Wissenschaft, die Bestimmungen der Bauordnung, sowie die jeweils existierenden anerkannten Normen“ zu ergänzen.

 

§ 10 BBGG:

 

Der Gesetzentwurf lässt eine klare Bestimmung der Begriffe „Bauwerk“ und „Gebäude“ sowie der lediglich in der Überschrift verwendeten Begriffe „Bauten“ und „Anlagen“ vermissen. Die Norm sieht auch keine Sanktionen für den Fall der Nichteinhaltung vor.

 

Zu Abs. 1:

 

Es ist nicht nachvollziehbar, welche Art der Beschäftigung (berufliche oder jede Art von Tätigkeiten) gemeint ist.

 

Zu Abs. 2:

 

Dazu ist festzustellen, dass eine vollständige barrierefreie Umgestaltung sämtlicher bestehender „Bauwerke“ meist auf Grund der örtlichen Gegebenheiten unmöglich bzw. technisch unmöglich sei und darüber hinaus oft mit den Vorschriften des Denkmalschutzes im Widerspruch stehen wird. Fraglich ist, in welcher Art und Weise Pläne für einen barrierefreien Umbau „öffentlich zugänglich“ zu machen sind. Darüber hin-

aus ist der Normadressat nicht klar definiert. Jedenfalls steht die Bestimmung in einem erheblichen Spannungsverhältnis zum verfassungsgesetzlichen Eigentumsschutz (Art. 5 des Staatsgrundgesetzes und Art. 1 des 1. Zusatzprotokolls zur Menschenrechtskonvention). 

 

Zu Abs. 3:

 

Unklar ist, warum Teilbereiche eines Gebäudes nochmals geregelt werden sollen, wenn bereits das gesamte Gebäude gemäß Abs. 1 barrierefrei zu gestalten ist.

 

Zu Abs. 4:

 

Unklar ist, ob von dieser Bestimmung lediglich Aufzüge in Gebäuden im Sinne des Abs. 1 oder von sämtlichen bestehenden Gebäuden erfasst werden sollen. Soweit der Zugang zum Aufzug betroffen ist, wird im Übrigen auf die Bemerkung zu Abs. 3 verwiesen.

 

Zu Abs. 5:

 

Es ist unklar, was unter einem „geringen Aufwand“ für eine Verbesserungs​maßnahme zu verstehen ist. Auch diese Bestimmung stellt sich im Lichte des Grundrechtes auf Eigentum als nicht unbedenklich dar.

 

§ 11 BBGG:

 

Die Bedachtnahme auf alte Menschen in einem Gesetz zur Gleichstellung von Behinderten wäre systemwidrig. Es ist nicht erkennbar, inwieweit bzw. auf welche Weise die Förderung von Sanierungsarbeiten von Maßnahmen abhängen soll, die den Bedürfnissen von Behinderten und alten Menschen dienen. Das bloße Abstellen auf eine „Adaptierbarkeit“ von Gebäuden auf die Bedürfnisse behinderter und alter Menschen ist zu ungenau, da mit entsprechendem wirtschaftlichen und technischen Aufwand wohl jedes Gebäudes adaptierbar ist.

 

 

§ 12 BBGG:

 

Zu Abs. 1:

 

Die Definition „mit öffentlichen Mitteln geförderte Bauvorhaben“ ist unscharf, da von dieser Formulierung auch Anlagen umfasst sind, die mittels öffentlicher Mittel errichtet wurden, der Öffentlichkeit jedoch nicht zugänglich sind und in denen die Beschäftigung von behinderten Mitarbeitern nicht zu erwarten ist (z. B. Kanalisation). Es wird darauf hingewiesen, dass rein sprachlich Bauvorhaben verwirklicht, nicht jedoch errichtet werden können.

 

Zu Abs. 2:

 

Die vorgesehene Sanktion der Untersagung der Bautätigkeit richtet sich offensichtlich an den Eigentümer. Diese Eigentümer verfügen jedoch womöglich über eine noch aus der Zeit vor dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes stammende rechtskräftige Baugenehmigung, weshalb eine nachträgliche Untersagung nicht zulässig wäre. Im Übrigen ergibt sich die Verpflichtung der Behörde, bei konsenswidriger Bauausführung die Fortsetzung der Bautätigkeit zu untersagen, bereits aus den Bauordnungen der Länder (vgl. etwa § 127 Abs. 8a BO). Sinnvoller wäre es, den Entfall der Förderung vorzusehen.

 

Zu Abs. 3:

 

Warum jeder bestehende Bau jedenfalls binnen zehn Jahren barrierefrei gemäß § 9 auszugestalten ist, während neu errichtete Bauten § 9 nur zu entsprechen haben, wenn sie mit öffentlichen Mitteln gefördert werden, ist nicht nachvollziehbar. Es erscheint fragwürdig, ob tatsächlich eine derartige Regelung beabsichtigt ist, die Verfassungswidrigkeit einer solchen Bestimmung ist jedenfalls evident.

 

 

§ 13 BBGG:

 

An dieser Stelle wird auf die Auflagen des Denkmalschutzes und einer vertretbaren technischen Machbarkeit verwiesen. Die Umsetzung dieser Bestimmung erscheint bei vielen Objekten im Hinblick auf den Denkmalschutz undurchführbar.

 

Mangels ausreichender Definitionen ist eine klare Abgrenzung der Anwendbarkeit des § 13 zu § 10 nicht möglich, insbesondere ist nicht klar, worin der Unterschied zwischen einem Bauwerk und einer baulichen Anlage bestehen soll.

 

§ 14 BBGG:

 

Die Verpflichtung zur barrierefreien Umgestaltung bereits betriebsbewilligter Fahr​zeuge stellt gegenüber der WIENER LINIEN GesmbH & Co KG einen Eingriff in das Eigentumsrecht dar, der angesichts der durchschnittlichen Lebensdauer von Schienenfahrzeugen und Bussen beträchtlich ist. Diese Fahrzeuge sind jedenfalls teilweise erheblich länger (bis 2030) als zehn Jahre in Betrieb.

 

Es gibt derzeit bei der WIENER LINIEN GesmbH & Co KG 450 Straßenbahnen und 350 Straßenbahn-Beiwagen, die nicht barrierefrei gemäß § 9 des Entwurfes betrieben werden können. Aus massiven betrieblichen und wirtschaftlichen Gründen muss darauf gedrungen werden, dass diese Altfahrzeuge ausgenommen bleiben, da der Umbau absolut unfinanzierbar wäre.

 

§ 15 BBGG:

 

Derzeit gibt es seitens der WIENER LINIEN GesmbH & Co KG Auflagen für Menschen mit gewissen Behinderungen. Diese bestehen aber im wohlverstandenen Eigeninteresse der Behinderten, z. B. geistige und seelische Behinderungen, die betroffene 

Menschen aggressiv reagieren lassen. Die Notwendigkeit einer Begleitperson kann schließlich auch nicht ausgeschlossen werden, wenn ein Betriebszwischenfall (z. B. Brandfall) eintritt.

 
Eine undifferenzierte Forderung nach Barrierefreiheit für alle Behinderten, unabhängig von der Art der Behinderung, scheint in der Praxis unmöglich zu erfüllen zu sein. Im Übrigen wäre auf die im § 14 Abs. 3 gesetzte Umsetzungsfrist Bedacht zu nehmen.

 
§ 16 BBGG:

 
Bei der hier erwähnten „Infrastruktur“ handelt es sich wohl um Bauwerke im Sinne des § 10 Abs. 1, um bauliche Anlagen im Sinne des § 13 und um öffentlich zugängliche Einrichtungen im Sinne des § 14 Abs. 1. Die Vielzahl von sich inhaltlich zumindest überlappenden Begriffen lässt letztlich nicht erkennen, welchen Anwendungsbereich diese Bestimmung überhaupt hat.

 
§ 17 BBGG:

 
Allgemein ist zu dieser Norm auszuführen, dass ihr wohl der Charakter einer Zielbestimmung zukommt, von der entgegen ihrem Wortlaut kein konkreter, durchsetzbarer Rechtsanspruch abgeleitet werden kann. 

 
Zu Abs. 2 lit. c:

 
Es ist unklar, wer die Mittel zur Finanzierung der Lehr- und Hilfsmittel zur Verfügung stellen soll.

 
Zu Abs. 2 lit. g:

 
Es wäre abzuklären, von wem die erforderliche Beratung und Begleitung durchzuführen ist.

 

Zu Abs. 2 lit. h:

 

Es wird darauf hingewiesen, das der Terminus „Gehörlosensprache“ durch den Terminus „Gebärdensprache“ zu ersetzen ist. Diese ist als Amtssprache nicht anerkannt. 

 

 


Für den Landesamtsdirektor:

 

 


Dr. Peter Krasa

Mag. Heinz Liebert
Senatsrat
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